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1. Kapitel 

Einführung 

§1 Einleitung 

Die Patronatserklärung wurde in den 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts durch 
die Kautelarpraxis in das deutsche Rechtsleben eingeführt.1 Sie sollte dazu die-
nen, eine gesetzliche Regelung zu umgehen, die an die herkömmlichen Formen 
der Kreditsicherung im Konzern eine steuerliche Belastung knüpfte.2 Die Rege-
lung wurde von der Finanzverwaltung allerdings schon bald auf die Patronatser-
klärung ausgedehnt und schließlich vom Gesetzgeber im Jahr 1971 abgeschafft.3 

Damit hatte die Patronatserklärung bereits kurz nach ihrer Einführung ihre 
ursprüngliche Existenzberechtigung verloren, so dass man damit rechnete, dass 
sie bald wieder aus dem deutschen Kreditsicherungsrecht verschwinden werde. 
Diese Erwartung hat sich jedoch nicht erfüllt. Die Praxis hatte einen anderen 
Anwendungsbereich entdeckt, in dem die Patronatserklärung den hergebrachten 
Formen der Kreditsicherung überlegen schien: Unter bilanziellen Gesichtspunk-
ten erlaubte sie es augenscheinlich, dem Kreditgeber eine Sicherheit einzuräumen, 
ohne dabei - wie die Bürgschaft oder die Garantie - die Bilanzrelationen des 
Sicherungsgebers zu belasten.4 Schon im Jahr 1976 trat dem jedoch die Prüfungs-
praxis entgegen, indem sie die Erscheinungsform, die den klassischen Kreditsi-
cherheiten am ehesten vergleichbar ist, nämlich die so genannte harte Patronatser-
klärung,5 als vermerkpflichtig einstufte.6 Ein zweites Mal schien die Patronatser-
klärung damit ihrer Funktion beraubt. 

Dennoch ist sie zum Erstaunen vieler Kommentatoren nicht aus der Rechtspra-
xis verschwunden, sondern hat ganz im Gegenteil eine immer größere Verbrei-
tung gefunden. Im Jahr 1997 stellte Wittig fest, dass sie als Sicherungsmittel bei 
der Finanzierung von Konzerngesellschaften mittlerweile „so alltäglich" gewor-
den sei, „daß man fast geneigt [sei], sie zu den klassischen bankmäßigen Sicherhei-

1 Zu ihrer Verbreitung in ausländischen Rechtsordnungen vgl. noch die Hinweise unter § 6 V. 
2 §3 Abs.2 KVStG (eingeführt durch Gesetz 16.10. 1934 [RGBl. I S. 1058]; vgl. dazu noch 

ausführlich unter §5 12). 
3 Ausführlich zu dieser Entwicklung noch unter §5 12. 
4 Vgl. dazu noch die Ausführungen unter § 5 I 3. 
5 Zur Begriffsbestimmung sogleich unter § 4. 
6 IdW (Hauptfachausschuss), WPg 1976, 528, 530, 534f. 
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ten zu zählen",7 und Fleischer konstatierte im Jahr 1999 einen „enormen Bedeu-
tungsaufschwung" dieses Rechtsinstituts, das sich in Deutschland „sprunghaft 
entwickelt" habe.8 Tatsächlich hat die Patronatserklärung heute in sämtlichen 
Bereichen des nationalen und internationalen Wirtschaftslebens Fuß gefasst. Ins-
besondere im Umfeld von Großunternehmen hat sie sich als verbreitete Form der 
Kreditsicherung9 etabliert, was zur Folge hat, dass auch die durch sie gesicherten 
Kreditvolumina zumeist einen erheblichen Umfang annehmen. Ihre wirtschaftli-
che Bedeutung ist deshalb kaum zu überschätzen.1 0 

Der aus dieser Entwicklungsgeschichte erwachsende Eindruck eines „Sieges-
zuges" der Patronatserklärung durch das deutsche Kreditsicherungsrecht erweist 
sich bei näherem Hinsehen jedoch als trügerisch. Bei der Patronatserklärung han-
delt es sich nämlich nicht um eine konkrete Erklärungsform, sondern hinter der 
einheitlichen Fassade dieses Begriffs verbirgt sich ein schwer überschaubares 
Konglomerat von unterschiedlichen Formulierungsmustern, deren Gemeinsam-
keiten sich oftmals nur schwer greifen lassen.11 Die traditionellen Instrumente der 
Kreditsicherung sind also nicht um eine zusätzliche Gestaltungsform erweitert 
worden, sondern sie werden von einem wuchernden Rankwerk von Erklärungen 
umgeben, das wir heute pauschal als Patronatserklärung umschreiben. Diese 
begriffliche Flexibilität ist nicht zuletzt ein Grund für die auf den ersten Blick 
erstaunliche Zählebigkeit der Patronatserklärung und ihre heutige Verbreitung. 

O b w o h l die „Erfolgsgeschichte" der Patronatserklärung daher in einem ge-
wissen Umfang relativiert werden muss, zeigt sie doch, dass es in der Unterneh-
menspraxis offensichtlich ein Bedürfnis nach Sicherungsformen unterhalb der 
Bürgschafts- und Garantieebene gibt, dem durch Patronatserklärungen in ver-
schiedenen Erscheinungsformen Rechnung getragen werden kann. Die daraus 
resultierende große wirtschaftliche Bedeutung der Patronatserklärung erfordert 
eine wissenschaftliche Durchdringung, die sich auch auf einige Vorarbeiten stüt-
zen kann: Schon im Jahr 1977 erschien die erste, ausschließlich dem Thema 
„Patronatserklärungen" gewidmete Dissertation von Mosch. Aus dem gleichen 
Jahr stammt die seither in zweiter Auflage (1981) vorliegende Monographie von 
Gerth, die zwar allgemein den atypischen Kreditsicherheiten gewidmet ist, sich 
aber in erster Linie ebenfalls mit der Patronatserklärung beschäftigt. Insgesamt 
kann man heute allein im deutschsprachigen Rechtsraum neben unzähligen Zeit-
schriftenbeiträgen zwölf Monographien zählen, die sich ausschließlich oder doch 
schwerpunktmäßig mit der „Patronatserklärung" befassen.12 Während dabei in 

7 Wittig in BuB 1.97 Rn. 4/2850. 
8 Fleischer, ZHR 1999 (163), 461, 467. 
9 Zum hier verwandten Begriff der Kreditsicherung vgl. noch unter §4 III 4. 
10 Vgl. dazu noch die Angaben in §6. 
11 Ausführlich zur begrifflichen Entwicklung §4. 
12 Neben den beiden vorstehend genannten Dissertationen von Mosch und Gerth sind (in 

chronologischer Reihenfolge) zu nennen: Stecher. „Harte" Patronatserklärungen, rechtsdogma-
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den früheren Dissertationen noch die allgemeinen materiell-rechtlichen Grundla-
gen des neuen Rechtsinstituts im Mittelpunkt der Darstellung standen, konzen-
trieren sich die neueren Arbeiten vornehmlich auf speziellere Aspekte dieses The-
menkomplexes. So beschäftigen sich die Arbeiten von Rippert und J. Horn mit 
rechtsvergleichenden Aspekten der Patronatserklärung, Thiekötter untersucht 
die besonderen Fragestellungen der Patronatserklärungen in Geschäftsberichten 
von Banken und Fried widmet seine Arbeit den lange Zeit vernachlässigten wei-
chen Erscheinungsformen der Patronatserklärung.13 Dass diesen zahlreichen 
Schriften nun noch eine weitere hinzugefügt werden soll, die nicht etwa die 
bereits begonnene Fokussierung auf Spezialfragen und Randthemen fortsetzt, 
sondern mehrere Schritte zurückgeht, um nochmals die Grundlagen aufzuarbei-
ten, findet seine Rechtfertigung darin, dass das dogmatische und praktische Fun-
dament der Patronatserklärung noch immer als wenig gesichert bezeichnet wer-
den muss. 

Die Unsicherheit setzt schon auf der begrifflichen Ebene ein. Die Bezeichnung 
„Patronatserklärung" ist zu einem nur noch schwach konturierten Sammelbegriff 
geworden, der seine Abgrenzungskraft gegenüber verwandten Formen der Kre-
ditsicherung weitgehend verloren hat.14 Das hat dazu geführt, dass sich mittler-
weile selbst wissenschaftliche Kontroversen zuweilen als bloße Scheingefechte 
darstellen, da schon über die Begriffe, über die gestritten wird, keine Einigkeit 
herrscht. Erst recht gilt dieser Befund für die in Rechtsverkehr und Rechtswissen-
schaft gleichermaßen verbreitete Einteilung in harte und weiche Patronatserklä-
rungen, deren Grenzen ebenfalls sehr unterschiedlich gezogen werden.15 

Die terminologische Unsicherheit setzt sich in den Sachfragen fort. Besonders 
augenfällig zeigt sie sich darin, dass selbst bei der praktisch wichtigsten und von 
der Wissenschaft am intensivsten durchleuchteten Erklärungsform, der so 
genannten harten Patronatserklärung, keine Einigkeit in der zentralen Frage 
herrscht, welche Hauptpflicht des Patrons sich aus ihr ergeben soll. Der 
ursprünglich vom BGH vertretenen Einordnung als reiner Ausstattungsver-
pflichtung16 sind die Oberlandesgerichte Nürnberg und München im Anschluss 

tische und praktische Probleme (1978); Altenburger: Die Patronatserklärungen als „unechte Per-
sonalsicherheiten (1979); I. Seiler: Die Patronatserklärung im internationalen Wirtschaftsver-
kehr (1981); Rippert: Patronatserklärungen im deutschen und französischen Recht (1982); Ko-
hout: Patronatserklärungen (1984); D. Hoffmann: Die Patronatserklärung im deutschen und 
österreichischen Recht (1989); Frick: „Patronatserklärungen - Motive, Sicherheitenwert und 
Ausweispflicht" (1989); Thiekötter: Die Patronatserklärung ad incertas personas (1998); Fried: 
Die weiche Patronatserklärung (1998);/. Horn: Patronatserklärungen im common law und im 
deutschen Recht (1999). 

13 Vgl. die Nachweise in der vorigen Fn. 
14 Vgl. dazu noch §4. 
15 Vgl. dazu die Darstellung unter §4 IV. 
16 BGHZ 117,127,130 (obwohl der Entscheidung österreichisches Recht zugrunde lag, stellt 

der BGH wiederholt auf die deutsche Rechtslage ab). 
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an eine verbreitete Literaturansicht17 nicht gefolgt.18 In einer neueren Entschei-
dung aus dem Jahr 2003 hat nun auch der B G H diese Frage offen gelassen.19 Das 
L G München I hält die Erklärung gar für gänzlich unwirksam.20 Die Ungewiss-
heit in dieser Kernfrage muss sich zwangsläufig auch auf das übrige Rechtsfolgen-
programm sowie auf die Rechtsnatur der Erklärung erstrecken. Diese dogmati-
schen Schwierigkeiten, die schon aus dem Verständnis der Erklärung selbst 
erwachsen, werden zusätzlich noch dadurch verschärft, dass auch der gesetzliche 
Kontext, in den die Patronatserklärung eingebettet ist, ständigen Veränderungen 
unterliegt. Lösungskonzepte, die vor 20 Jahren noch überzeugend erschienen, 
haben durch weitreichende Reformwerke, namentlich die Schuldrechtsreform21 

oder die Neuordnung des Insolvenzrechts22, mittlerweile ihre Schlüssigkeit ver-
loren. Zugleich wurden damit teilweise aber auch neue Wege eröffnet, die zu einer 
erleichterten rechtlichen Einordnung führen können. 

Nicht geringer stellt sich der Klärungsbedarf bei den unterschiedlichen 
Erscheinungsformen der weichen Patronatserklärung dar, die in der Dissertation 
von Fried aus dem Jahr 1998 erstmals selbständiger Gegenstand einer umfangrei-
chen wissenschaftlichen Untersuchung waren.23 Lange Zeit wurde der charakte-
ristische Zug dieses Erklärungstyps in seiner rechtlichen Unverbindlichkeit gese-
hen,24 weshalb sie auch heute noch verbreitet als bloßes „gentleman's agreement" 
umschrieben wird.25 Diese Uberzeugung ist in den letzten Jahren zunehmend 
erschüttert worden. Sowohl in der Rechtsprechung als auch in der Literatur 
werden aus solchen Erklärungsmustern immer häufiger Auskunfts-, Uberwa-
chungs- und vereinzelt selbst garantieähnliche Einstandspflichten des Patrons 
hergeleitet.26 Im schweizerischen Rechtsraum wurde auf der Grundlage weicher 
Patronatserklärungen sogar die eigenständige Rechtsfigur einer „Konzernver-
trauenshaftung" entwickelt, die zunehmend auch im deutschen Rechtsraum 
Befürworter findet, obgleich ihre Konturen alles andere als scharf gezeichnet 
sind.27 

Allein diese Beispiele veranschaulichen zur Genüge, dass die Patronatserklä-
rung trotz der zahlreichen Untersuchungen, die sich in den letzten Jahrzehnten 
im In- und Ausland mit diesem Rechtsinstitut beschäftigt haben, das „tiefste juri-

17 Ausführliche Nachweise unter §7 II 2 und 4. 
18 O L G Nürnberg IPRax 1999, 464, 466 liSp.; O L G München DB 2003, 711 reSp. 
19 B G H WM 2003, 1178, 1180 liSp. 
20 LG München I ZIP 1998,1956ff. Die Entscheidung wurde aufgehoben durch Versäumnis-

urteil des O L G München WM 1999, 686 reSp. 
21 Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts vom 26.11. 2001 (BGBl. I S. 3138). 
22 Insolvenzordnung vom 5.10. 1994 (BGBl. I S 2866). 
23 Fried, Die weiche Patronatserklärung, 1998. 
24 Vgl. dazu noch ausführlich unter § 4 IV 1. 
25 Vgl. etwa Aichinger, Quartalshefte 1978, S. 85; Altenburger, Patronatserklärungen, S.45; 

Michalski, WM 1994, 1229, 1230 liSp.; Schnyder, SJZ 1990, 57, 58 liSp. 
2 6 Vgl. dazu noch §§24, 31 I, 32 II, 33 II, 34 I 2. 
2 7 Vgl. dazu noch ausführlich unter §311 . 
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stische Dunkel", in dem sie Anfang der 70er Jahre noch verortet wurde,28 bis 
heute nicht vollständig verlassen hat. In dieses Dunkel soll die vorliegende Arbeit 
Licht bringen. 

§2 Gang der Untersuchung 

Der Schwerpunkt der Untersuchung soll in erster Linie auf dem materiell-rechtli-
chen Gehalt der in der Praxis gebräuchlichsten Patronatserklärungen liegen. Zu 
diesem Zweck muss zunächst der terminologische Wildwuchs gelichtet werden, 
der den Begriff „Patronatserklärung" umgibt. Deshalb soll im Folgenden in 
einem ersten Schritt die tatsächliche Verbreitung dieser Bezeichnung in der deut-
schen Rechtspraxis und -literatur dargestellt werden, um auf dieser Grundlage 
von der „Patronatserklärung" als bloßem Sammelbegriff zu einem operablen 
Rechtsbegriff zu gelangen (§ 4). Sodann wird in einem zweiten Schritt der wirt-
schaftliche Hintergrund, vor dem die Patronatserklärung ihre heutige Verbrei-
tung und Bedeutung gefunden hat, näher dargestellt (§§5 und 6). Zu diesem 
Zweck wurden im Zuge dieser Arbeit 85 Fragebögen an große deutsche Unter-
nehmen, Banken und Rechtsanwaltskanzleien verschickt, um die rechtstatsächli-
che Motivation zu erfassen, die Teilnehmer des Rechtsverkehrs veranlassen kann, 
eine Patronatserklärung abzugeben oder zu akzeptieren.29 Die auf diese Weise 
gewonnenen Erkenntnisse ermöglichten es, ein besseres Verständnis für die wirt-
schaftliche Funktion der Patronatserklärung zu bekommen und insbesondere 
auch Aufschluss über ihre heutige Verbreitung im Wirtschaftsleben zu erhalten. 
Sie bilden daher die empirische Grundlage der Ausführungen in §§ 6 und 7. 

Ist der Begriff der Patronatserklärung somit näher konturiert und die Partei-
motivation hinreichend klar umrissen, so kann sich die Untersuchung im zweiten 
Teil den einzelnen Erklärungstypen zuwenden. Am Beginn steht dabei die klassi-
sche harte Patronatserklärung, die in ihrer heute weitgehend standardisierten 
Gestalt der dogmatischen Durchdringung ein hinreichend festes Fundament bie-
tet. Dabei sollen zunächst die zentralen Pflichten herausgearbeitet werden, die 
sich aus einer solchen Erklärung für die Beteiligten ergeben können (§ 7), um auf 
dieser Grundlage ihre Rechtsnatur näher zu bestimmen (§ 8). Diese Einordnung 
ist nicht nur von akademischem Interesse, sondern hat eine maßgebliche Präju-
dizwirkung für die Festlegung des weiteren rechtlichen Regelungsprogramms. 
Erst sie erlaubt es, die zuvor nur grob skizzierten Leistungspflichten des Patrons 

28 So Rabe in einem Diskussionsbeitrag zu dem Referat von Käser in Freiherr Marschall von 
Bieberstein, Garantieverträge (S.25ff.), ebenda, S.49. 

29 Die Resonanz war insbesondere bei den Unternehmen erfreulich. Von 50 angeschriebenen 
Unternehmen haben 22 den Fragebogen beantwortet. Verhaltener war die Reaktion bei den Ban-
ken und Rechtsanwaltskanzleien. Von 20 Banken haben sieben, von 15 Kanzleien vier die Mühe 
auf sich genommen, den Fragebogen auszufüllen. 
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nunmehr in den Einzelheiten darzustellen (§§9 und 10). Anhand des solcherma-
ßen gezogenen Pflichtenrahmens wird es sodann möglich sein, die Frage nach der 
Wirksamkeit der harten Patronatserklärung zu beantworten (§§11-13) . In die-
sem Zusammenhang wird auch zu erörtern sein, ob die Patronatserklärung pro-
zessual durchsetzbar ist (§14) und welche Einwendungen und Einreden der 
Patron gegen seine Inanspruchnahme geltend machen kann (§ 15). Im Anschluss 
daran wendet sich die Untersuchung der für die Praxis besonders relevanten 
Frage zu, welche Rechte dem Kreditgeber zustehen können, wenn der Patron 
gegen seine Leistungspflichten verstößt (§§16-19) . Dieser Frage kommt deshalb 
eine wesentliche Bedeutung zu, weil die prozessuale Durchsetzung der primären 
Leistungspflichten aus einer harten Patronatserklärung von vielen als ausgespro-
chen kompliziert, verbreitet sogar als gänzlich unmöglich angesehen wird, so dass 
sich das Augenmerk der Praxis vornehmlich auf die sekundären Leistungspflich-
ten richtet, die sich aus ihr ergeben können. Zum Abschluss dieses zweiten Teils 
wird erörtert, inwiefern der Patron nach erbrachter Ausstattungs- oder Schadens-
ersatzleistung gegen den Kreditnehmer Rückgriffsansprüche geltend machen 
kann (§20) und inwieweit es ihm möglich ist, sich nachträglich von der Patronats-
verpflichtung wieder zu befreien (§21). 

Im dritten Teil dieser Arbeit wird sodann die weiche Patronatserklärung 
besprochen. Während der Terminus harte Patronatserklärung heute überwiegend 
nur noch zur Bezeichnung eines - zwar in unterschiedlichen Variationen begeg-
nenden, aber dennoch weitgehend standardisierten - Erklärungstyps verwendet 
wird, verbirgt sich hinter dem Begriff der weichen Patronatserklärung eine 
unüberschaubare Zahl von ganz unterschiedlichen Erklärungen, deren abstrahie-
rende Erfassung nicht möglich ist. Die Darstellung muss deshalb zwangsläufig 
exemplarisch bleiben und wird dementsprechend auf die vierzehn gebräuchlich-
sten Erklärungsmuster reduziert (§22 und 23). Da sich immerhin zehn dieser 
Erklärungsmuster dadurch auszeichnen, dass sie allesamt kein bestimmtes Ver-
halten des Patrons in Aussicht stellen, sondern lediglich eine Auskunft über 
unterschiedliche innere oder äußere Tatsachen enthalten, soll im Interesse einer 
wissenschaftlichen Systematisierung versucht werden, Regeln zu entwickeln, die 
zumindest für diese Erklärungsmuster allgemeine Geltung beanspruchen können 
(§§24-31) . Besondere Aufmerksamkeit wird dabei der bereits oben kurz angeris-
senen Frage nach einer garantieähnlichen „Konzernvertrauenshaftung" des 
Patrons gewidmet, da mit Hilfe dieser Konstruktion in jüngerer Vergangenheit 
vielfach versucht wurde, aus dem grundsätzlich schwachen Aussagegehalt wei-
cher Patronatserklärungen dennoch eine starke Sicherung abzuleiten (§31). Bei 
den restlichen vier Erklärungstypen überwiegen die Unterschiede hingegen die 
Gemeinsamkeiten, so dass hier eine getrennte Darstellung erfolgt (vgl. dazu 
§§32-34) . 

Während im zweiten und dritten Teil die Situation zugrunde gelegt wird, dass 
die Patronatserklärung gegenüber einem individuellen Empfänger abgegeben 
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wird, um einen konkreten Vertragsschluss zu fördern, wendet sich die Untersu-
chung im vierten Teil dem dogmatisch besonders reizvollen Thema der Patronats-
erklärung ad incertas personas zu. Dabei wird insbesondere den Fragen nachzu-
gehen sein, inwiefern der Patron überhaupt eine Verbindlichkeit gegenüber einer 
unüberschaubaren Zahl von Gläubigern seiner Tochtergesellschaft begründen 
kann und ob er die Möglichkeit hat, sich von dieser ausgesprochen weitgehenden 
Bindung nachträglich wieder zu befreien. Die Arbeit schließt im fünften Teil mit 
einer Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse. 

§ 3 E i n g r e n z u n g der U n t e r s u c h u n g 

Die im Zuge dieser Arbeit durchgeführte Umfrage30 hat gezeigt, dass der Klä-
rungsbedarf rund um die Patronatserklärung noch ausgesprochen groß ist. 
Wenngleich versucht wurde, auf die meisten Fragestellungen einzugehen, denen 
in der Praxis Relevanz beigemessen wurde, lässt die hier vorgenommene Fokus-
sierung auf den materiell-rechtlichen Gehalt der einzelnen Erklärungsformen 
doch für einige Aspekte des Themenkreises Patronatserklärung keinen Raum. An 
erster Stelle sind insofern bilanzrechtliche Gesichtspunkte zu nennen, die für die 
Entwicklung und Verbreitung der Patronatserklärung eine wesentliche Rolle 
gespielt haben. Da die Praxis hier aber gegenwärtig bereits einen weitgehend 
unbestrittenen Modus gefunden hat, um Zweifelsfragen bei der Bilanzierung von 
Patronatserklärungen Rechnung zu tragen,31 und für die Zukunft die noch andau-
ernde Reform des europäischen Bilanzrechts32 ohnehin schon bald eine rechtliche 
Neuausrichtung erforderlich machen wird, soll die genauere Untersuchung die-
ses Komplexes einer gesonderten Abhandlung vorbehalten bleiben.33 Weitge-
hend unberücksichtigt sind daneben auch die spezifisch bankaufsichtsrechtlichen 
Fragestellungen geblieben.34 Patronatserklärungen kommen mittlerweile nicht 
mehr nur im Verhältnis Großunternehmen/Bank, sondern verstärkt auch in 
anderen Beteiligtenstrukturen zur Anwendung,35 so dass es nicht sachgerecht 
wäre, die Untersuchung über Gebühr auf diese besondere Rollenverteilung zu 
verengen. Zudem befindet sich auch diese Rechtsmaterie derzeit durch die Neu-

30 Vgl. den vorigen Gliederungspunkt bei Fn. 29. 
31 Vgl. dazu die Angaben unter §5 I 3. 
32 Vgl. dazu die Einführung von International Accounting Standards (IAS/IFRS) durch die 

Verordnung betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards vom 19.07. 
2002 (EG Nr. 1606/2002 - BilanzrechtVO); einen Uberblick über die dadurch angestoßenen 
Entwicklungen auf europäischer und nationaler Ebene geben Hüttemann, BB 2004,203 ff.; Lut-
termann in MünchKoram AktG Einf BilanzR Rn. 152ff.; Streim/Esser, StuB 2004, 736ff. 

33 Vgl. aber die knappen Ausführungen unter § 5 1 3 und §35 II. 
34 Vgl. dazu aber noch §5 18. 
35 Vgl. dazu ausführlich unter §4 III 1. 
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fassung der Baseler Eigenkapitalübereinkunft (Basel II)36, die bis Ende 2006 von 

den Mitgliedstaaten umgesetzt sein soll,37 im Umbruch, so dass auch hier eine ver-

tiefte Darstellung nicht sinnvoll erscheint. Nur am Rande konnten schließlich 

Fragen der Rechtsvergleichung und des internationalen Privatrechts berücksich-

tigt werden. Obgleich gerade bei der Patronatserklärung angesichts ihrer welt-

weiten Verbreitung und ihrer häufigen Verwendung bei internationalen Transak-

tionen der Blick über die Grenze als besonders vielversprechend erscheint, sind 

die internationalen Aspekte so vielschichtig und das Schrifttum so umfangreich, 

dass ihnen im Rahmen dieser Arbeit nur vereinzelt Rechnung getragen werden 

kann.38 Weitere Eingrenzungen des Untersuchungsgegenstandes werden sich 

noch aus der im Folgenden vorzunehmenden näheren Bestimmung des Begriffs 

„Patronatserklärung" ergeben.39 

36 Neue Baseler Eigenkapitalvereinbarung - im Internet abrufbar über die Homepage der 
Deutschen Bundesbank, www.bundesbank.de, mit ausführlichen Erläuterungen und Zusatzdo-
kumentation (abgerufen am 29.11. 2004); vgl. dazu auch noch die Erläuterungen unter § 5 I 8 so-
wie die Einführungsaufsätze von Heinze, BKR 2002, 212ff.; Zeitler, WM 2001,1397ff.; Ziegler/ 
Rieder, ZIP 2002,2289ff.; Kurzüberblick auch bei Claussen, Bank- und Börsenrecht, § 3 Rn. 9a f. 

37 Vgl. den auf der Homepage der Deutschen Bundesbank unter www.bundesbank.de/ban-
kenaufsicht/ bankenaufsicht_basel.php (abgerufen am 29.11. 2004) veröffentlichten Zeitplan. 

38 Zu Fragen des internationalen Privatrechts vgl. Avancini, OJZ 1983,546 reSp.; Gerth, Aty-
pische Kreditsicherheiten, S. 348ff.; Haß, IPRax 2000,494ff.; D. Hoffmann, Patronatserklärung, 
S. 183ff.; Kohout, Patronatserklärungen, S.67ff.; Rümker, WM 1974, 990, 996ff.; Schütze in 
MünchVertragsHdb, Band3,111.25 Anm. 10; I. Seiler, Patronatserklärung, S. 133ff.; K. Wagner, 
Internationale Tätigkeit, S. 34ff.; von Westphalen, Exportfinanzierung, S. 395; Wittig in BuB 1.97 
Rn. 4/2902ff.; C. U. Wolf, IPRax 2000, 477ff.; speziell zur Patronatserklärung ad incertas perso-
nas im internationalen Privatrecht: Thiekötter, Patronatserklärung, S. 99ff.; ein Uberblick über 
die rechtsvergleichenden Darstellungen findet sich in §6 V Fn.303 bis 308. 

39 Vgl. dazu die Ausführungen in § 4. 
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Mustererklärungen 11 ff., 77ff., 343 ff., 534 

Nachschusspflicht 166 f. 
Nachsicherungsanspruch 289, 498f. 
Nachträgliche Unterrichtungspflichten 
- Allgemein 417ff. 
- Berichtigung einer ursprünglich fal-

schen Auskunft 418 ff. 
- Ergänzung einer objektiv nicht gerecht-

fertigten Auskunft 420ff. 
- Ergänzung einer ursprünglich richtigen 

Auskunft 422 ff. 
- Kausalität 436 
Namensidentität 61 
Nebenpflichten 188f. 
Negativerklärung 47ff. 
Neuverhandlungsklausel 350, 527ff. 

Offerte ad incertas personas 542 ff. 
Organschaftserklärungen 30 ,351 
Ownership-Maintenance-Klausel 348 

Pari-passu-Klauseln 184 
Patronatserklärung ad incertas personas 
- Adressatenkreis 574ff. 
- Allgemein 16f., 46, 448 ,452 , 533ff. 
- Annahme ohne ausdrückliche Erklä-

rung 577ff. 
- Annahmeerklärung 572ff., 576ff. 
- Beweislast für Kenntnis und Annahme 

589ff. 
- Dauer der Angebotsbindung 591 ff. 
- Harte Patronatserklärung ad incertas 

personas 533ff. 
- Rechtsfolgewillen 542ff., 600f. 
- Weiche Patronatserklärung ad incertas 

personas 600ff. 
- Widerruf des Angebots 596ff. 
Peanuts 53 8 f. 
Personalsicherheit 113 f. 
Pflichtverletzung s. Leistungsstörungen 
Prinzipienklausel 345, 354ff., 361 ff., 

411 ff. 
Prospekthaftung 543, 604 
Prozessuale Durchsetzung 
- der harten Patronatserklärung 225 ff. 
- der Stillhalteklausel 495 f. 

Qualifiziert-faktischer Konzern 138f., 
491 

Rangrücktrittserklärungen 30f., 351 
Rechtmäßiges Alternatiwerhalten 491, 

493 f. 
Rechtsfolgewillen 
- bei der Einflussklausel 504f. 
- bei der harten Patronatserklärung 87f. 
- bei der Informationsklausel 523 
- bei der Neuverhandlungsklausel 528f. 
- bei der Patronatserklärung ad incertas 

personas 542ff. 
- bei der Stillhalteklausel 476 
- bei der weichen Patronatserklärung 

360ff. 
Rechtsnatur der harten Patronatserklä-

rung 107ff. 
Rechtsscheinhaftung 355, 360, 441 f., 

453 ff. 
Rechtsvergleichung 10, 70ff. 
Rechtswahlklausel 60f., 83, 374 
Regress 
- Allgemein 313ff. 
- Auftrag 314ff. 
- Cessio legis 316, 326ff. 
- Gesamtschuld 314f., 322f., 330f. 
- Geschäftsführung ohne Auftrag 314ff. 
- Regress nach Ausstattung 314, 317ff. 
- Regress nach Direktleistung 323ff. 
- Regress nach Schadensersatzleistung 

329ff. 
Rektorfall 2 1 , 4 5 6 , 4 6 6 
Revocatoria-Klausel 82f., 106f. 
Risikoaktiva 51 f. 
Römisches Recht 14 
Rückgriff s. Regress 
Rückhalt im Konzern 42 ff. 

Sachwalter 390f., 395f., 432ff., 451f. 
Sachwalterentscheidung 390, 433 
Schadenersatzansprüche 
- Abstrakte Schadensberechnung 278ff., 

437 
- bei der Auskunftshaftung 434ff. 
- bei der Einflussklausel 517 
- bei der harten Patronatserklärung 

268ff., 277ff., 281 ff. 
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- bei der Informationsklausel 526 
- bei der Stillhalteklausel 487ff. 
- Zinsschaden 277ff. 
Scheckauskunftentscheidung 418, 422 ff. 
Schlechterfüllung 268ff. 
Schuldmitübernahme 122 f. 
Schweigen als Annahmeerklärung 578ff. 
Semantisch-analytische Definition 13, 

26f. 
Sittenwidrigkeit 217ff., 221ff., 470ff., 

512ff. 
Sonderformen der Ausstattung 167ff. 
Sorge-Formulierung 34, 80f., 85, 87f., 

91 f., 140f., 220 
Spekulation mit der rechtlichen Unsicher-

heit 5 7 ff. 
Standardisierung 31, 63, 77, 201 f., 204f. 
Statement of awareness of financing 347 
Steuervergünstigungsabbaugesetz 40, 44 
Stillhalteklausel 348, 474ff. 
Stimmbindungsvertrag 481 ff. 
Stimmrechtslose Vorzugsaktien 480 
Störung der Geschäftsgrundlage 296, 

499 f. 
Subsidiarität 259 ff. 
Swissair-Urteil 365, 438f., 446ff., 469f., 

601 
Systematisierung der weichen Patronatser-

klärung 351 ff. 

Tochtergesellschaftsklausel 346 
Transparenzgebot 216ff. 
Treuhänderische Zuwendung 176ff., 223, 

241 f., 267, 295,300, 303 
Typengemischter Vertrag 124 

Uberraschende Klausel 206f. 
Ubersicherung 222 ff. 
Umfrage 7, 14, 39, 54ff., 57, 61 f., 65f., 

202, 545 
United Bank of California 61 
Unklarheitenregel 374ff. 
Unmöglichkeit der Ausstattung 
- durch Beteiligungsaufgabe 293 ff. 
- durch Insolvenz des Kreditnehmers 

93 f., 297ff. 
- durch Kündigung des Kreditvertrages 

291 f. 

- durch Verzögerung der Ausstattung 
265 ff. 

- wegen fehlender Ausstattungsmittel 
263 ff. 

Unterlassungsklage 495 f. 
Unverhältnismäßiger Aufwand 303 

Valutaverhältnis 128ff. 
Veräußerungsgleiche Maßnahmen 477ff. 
Veräußerungsverbot 487f. 
Verbindlichkeitsklausel 345, 354ff., 361, 

413f. 
Verbreitung 64 ff. 
Verbot der Fremddisposition 148, 214ff., 

334, 339, 544ff. 
Verhaltenspflichten als Gegenstand wei-

cher Patronatserklärungen 347ff. 
Verhandlungsverlauf 97, 201 f., 366f. 
Verschulden 272 ff. 
Versprechenstheorie 560 
Versteinerungsklausel 348 
Vertrag sui generis 107ff., 125f. 
Vertrag zugunsten Dritter 109, 128ff. 
Vertragsdogma 550ff. 
Vertragskonzern 136ff., 313f., 474f., 

507f., 511 ff. 
Vertragstheorie 560 
Vertrauensfalle 58 
Vertrauensgestützte Haftungsmodelle 
- Allgemeine Vertrauenshaftung 360, 

438ff., 452ff„ 552f. 
- Culpa in contrahendo 359f., 386ff., 

443f., 454, 459ff„ 552f. 
- Eigenhaftung Dritter s. dort 
- Haf tung aus rechtsethischer Notwen-

digkeit 360, 453, 456ff., 467 
- Konzernvertrauenshaftung 360,416, 

43 8 ff. 
- Rechtsscheinhaftung 355, 360, 441 f., 

453ff. 
- Vertrauenshaftung kraft widersprüchli-

chen Verhaltens 440f., 453, 456ff. 
Vertrauensklausel 346, 354ff., 414f., 421 f. 
Vertretenmüssen 272ff. 
Verzögerungsschaden 277ff. 
Verzug 265ff., 268ff. 
Vollmachtstreuhand 177 
Vorzeitige Kreditablösung 162 
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Wahlschuld 230ff. 
Wahlschuld sui generis 231 ff. 
Warenautomat 542f. 
Weiche Patronatserklärung 
- ad incertas personas 600ff. 
- Auskunftserklärungen s. Auskunf t 
- Begriff 11 ff. 
- Beteiligungsklausel 344, 348, 354ff., 

361,410f., 427, 441,475 
- Einflussklausel 349, 501 ff. 
- Einverständnisklausel 347, 354ff., 393 
- Erklärungsmuster 343 ff. 
- Geschäftspolitikklausel 345, 354ff., 

361 ff., 377f., 411 ff., 427, 440f. 
- Informationsklausel 350, 522ff. 
- Kapitalanteilsklausel 344, 354ff., 408f., 

411,420, 429, 434f. 
- Kenntnisnahmeklausel 18, 347, 354ff., 

393, 441 
- Kontrollklausel 344, 354ff., 408ff., 420 
- Letter of Awareness 347 
- Loyalitätsklausel 346, 354ff., 364ff., 

377f. ,415f. , 469f. 
- Managementklausel 348f., 501 ff. 

- Motive 32ff. 
- Neuverhandlungsklausel 350, 527ff. 
- Ownership-Maintenance-Klausel 348 
- Prinzipienklausel 345, 354ff., 361 ff., 

41 Iff . 
- Statement of awareness of financing 

347 
- Stillhalteklausel 348, 474ff. 
- Tochtergesellschaftsklausel 346 
- Verbindlichkeitsklausel 345, 354ff., 

361, 413f. 
- Verbreitung 64ff. 
- Verhaltenspflichten als Erklärungsge-

genstand 347ff. 
- Versteinerungsklausel 348 
- Vertrauensklausel 346, 354ff., 414f., 

421 f. 
Weiterlei tungspflicht 165 f. 
Weiterleitungsrisiko 163 ff., 244 

Zinsschaden 277ff. 
Zugang der Annahmeerklärung 88ff., 

571 f. 
Zustimmungsvorbehalte 49f. 
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